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Zusammenfassung der Mitschriften zum Parlamentarischen Frühstück  
am 23. September 2026 zur Globalen Kindergesundheit 

Beim Parlamentarischen Frühstück zur globalen Kindergesundheit wurde die Notwendigkeit 
betont, das Thema stärker in den politischen Fokus zu rücken. Ulle Schauws, stellvertretendes 
Mitglied des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (AWZ), machte 
deutlich, dass der globalen Kindergesundheit bislang nicht die notwendige Aufmerksamkeit 
zukomme, obwohl die Zukunft ganzer Generationen davon abhänge. Das Recht auf Gesundheit 
müsse für jedes Kind gelten und dürfe nicht lediglich als Abwesenheit von Krankheit verstanden 
werden. Vielmehr gehe es um einen umfassenden Zugang zu Gesundheitsversorgung, 
Prävention, Diagnostik und Behandlung. Dabei müssten die Gesundheit von Müttern und 
Schwangeren sowie die Kindergesundheit zusammengedacht werden. Themen wie 
Kindersterblichkeit, Basisgesundheitsversorgung, Ernährung und Ernährungssicherung seien 
unmittelbar mit der Erreichung der Nachhaltigkeitsziele verbunden. 

Mit Blick auf den Bundeshaushalt 2027 wurde die Sorge über die geplanten Kürzungen in der 
humanitären Hilfe und der Entwicklungszusammenarbeit deutlich. Tilman Rüppel (medmissio) 
verwies darauf, dass von zehn für die Kindergesundheit besonders relevanten Haushaltstiteln 
acht von Kürzungen betroffen seien, insgesamt mit einem Umfang von rund 500 Millionen Euro 
netto. Kindergesundheit müsse deshalb als Leitperspektive in die Haushaltsdebatte 
eingebracht werden. Es gehe nicht nur um einzelne Haushaltstitel, sondern um langfristige 
Zukunftschancen von Kindern und Jugendlichen weltweit. Als möglicher Ansatz wurde unter 
anderem die Schuldenumwandlung („Debt2Health“) genannt. Gleichzeitig wurde 
hervorgehoben, dass die Partner im Globalen Süden selbst erhebliche Beiträge zur 
Gesundheitsversorgung leisten und internationale Zusammenarbeit nicht als einseitige Hilfe 
verstanden werden dürfe. 

Bärbel Breyhan (Kindermissionswerk ‚Die Sternsinger‘) gab anschließend einen Einblick in die 
Arbeit im Südsudan. Die Situation vor Ort sei von einer katastrophalen humanitären Lage 
geprägt, die durch Dürre, Überschwemmungen und anhaltende Konflikte zusätzlich verschärft 
werde. Trotz dieser schwierigen Rahmenbedingungen leiste die Bevölkerung selbst einen 
erheblichen Beitrag. In drei mobilen Kliniken konnten rund 40.000 Patientinnen und Patienten 
erreicht werden. Der Bericht verdeutlichte die zentrale Bedeutung verlässlicher Unterstützung 
für die Gesundheitsversorgung vor Ort. 

Im Anschluss wurde ein Videobeitrag eines Arztes aus dem Südsudan gezeigt. Darin schilderte 
er die aktuelle Situation in den von ihm geleiteten mobilen Kliniken im Südsudan. Der Beitrag 
vermittelte einen unmittelbaren Einblick in die Bedingungen, unter denen die 
Gesundheitsversorgung vor Ort stattfindet, und verdeutlichte die konkreten 
Herausforderungen bei der Versorgung von Patientinnen und Patienten.In der anschließenden 
Diskussion wurden insbesondere die Auswirkungen der Kürzungen der US-amerikanischen 
Entwicklungszusammenarbeit und von USAID thematisiert. Aus Sicht des 
Kindermissionswerks arbeiten die Projekte vielfach mit kleineren lokalen 
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Partnerorganisationen zusammen. Gleichzeitig werden bestimmte große Lieferungen, etwa 
über UNICEF, über andere internationale Strukturen finanziert. Ein Rückgang der verfügbaren 
Mittel habe daher unmittelbare Auswirkungen auf die Versorgung. Auch Ellen Schmitt 
(Misereor) berichtete von erheblichen Folgen des abrupten Finanzierungsstopps, unter 
anderem durch Personalabbau und reduzierte medizinische Angebote, z.B. in der 
Unterstützung von HIV-Patient*innen in der regelmäßigen Einnahme von antiretroviralen 
Medikamenten. Aus Ländern, darunter Südsudan, Kamerun und Tschad, wird von 
Partnerorganisationen berichtet, dass beispielsweise HIV-Schnelltests nicht mehr 
ausreichend verfügbar seien. Besonders gravierend ist dies, wenn schwangere Frauen nicht 
wie empfohlen auf HIV getestet werden, kann eine HIV-Infektion unerkannt bleiben. In der 
Folge erhalten die betroffenen Frauen keine antiretrovirale Therapie zur Prävention der Mutter-
Kind-Übertragung, wodurch das Risiko einer HIV-Infektion des Kindes enorm steigt. Diese 
abrupten und massiven Kürzungen der US-Finanzierung fielen zusammen mit Mittelkürzungen 
anderer Geberländer wie Deutschland, der Schweiz und Großbritannien, was die Situation 
zusätzlich verschärfte. 

Julia Stoffner von Brot für die Welt wies darauf hin, dass neben den tatsächlich ausgezahlten 
Mitteln insbesondere die Verpflichtungsermächtigungen berücksichtigt werden müssten. 
Sinkende Verpflichtungsermächtigungen erschwerten längerfristige Verträge und 
Partnerschaften und untergrüben die Verlässlichkeit der Entwicklungszusammenarbeit. 
Gerade bei langfristig angelegter Gesundheitsversorgung seien planbare 
Finanzierungszusagen entscheidend. Die Folgen beträfen nicht nur die unmittelbare 
Gesundheitsversorgung, sondern auch die Fähigkeit, auf zukünftige Pandemien und andere 
Gesundheitskrisen zu reagieren. Von Seiten des Aktionsbündnis gegen AIDS (Peter Wiessner) 
wurde darauf hingewiesen, dass weltweit rund 1,3 Millionen Kinder mit HIV leben, von denen 
lediglich etwa 55 Prozent Zugang zu Therapien hätten, während der entsprechende Anteil bei 
Erwachsenen bei rund 79 Prozent liege. Darin zeige sich eine strukturelle Ungleichheit beim 
Zugang zu Gesundheitsversorgung. Zudem wurde auf die PEPFAR Pulse Study verwiesen,, nach 
der weltweit rund 1.700 Gesundheitseinrichtungen infolge der US-Kürzungen geschlossen 
worden seien.  

Im weiteren Gespräch ging es um die grundsätzliche Frage, wie auf die Veränderungen in der 
Entwicklungszusammenarbeit politisch reagiert werden könne. Ulle Schauws bezeichnete die 
Analyse der aktuellen Situation als eindeutig und stellte die Frage nach den konkreten 
Konsequenzen und nächsten politischen Schritten. Es müsse stärker sichtbar gemacht 
werden, welche konkreten Folgen die Kürzungen für Menschen und Gesundheitssysteme 
weltweit hätten. Gleichzeitig müsse der Blick über die konkrete Haushaltsdebatte hinaus auf 
die globalen Entwicklungen gerichtet werden. Stella Merendino (MdB, Die Linke) regte an, 
angesichts der zunehmenden Kürzungen über eine fraktionsübergreifende Initiative als 
politischen Warnschuss nachzudenken. 

https://www.aids-kampagne.de/aktuelles/2026-09-23-globale-kindergesundheit
https://www.aids-kampagne.de/aktuelles/2026-09-23-globale-kindergesundheit
https://www.aids-kampagne.de/aktuelles/2026-09-23-globale-kindergesundheit
https://www.aids-kampagne.de/aktuelles/2026-08-20-dramatische-folgen-der-us-kuerzungen
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Serdar Yüksel (MdB, SPD) äußerte große Sorge über die Entwicklung der 
Entwicklungszusammenarbeit und der ODA-Quote und kritisierte einen aus seiner Sicht nicht 
verantwortungsvollen Umgang mit den internationalen Verpflichtungen. Zugleich wurde darauf 
hingewiesen, dass die Haushaltsaufstellung noch keinen endgültigen Haushaltsbeschluss 
darstelle. Der Bund plane eine Neuverschuldung von rund 202 Milliarden Euro; zugleich steige 
die sogenannte Bereichsausnahme. Die wachsende Zinslast begrenze die finanziellen 
Spielräume zusätzlich. Ein erheblicher Teil des Haushalts sei bereits festgelegt, sodass nur 
begrenzte Gestaltungsmöglichkeiten bestünden. Gleichwohl wurde betont, dass in der 
Bevölkerung weiterhin eine breite Unterstützung für Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitäres Engagement bestehe, was auch der aktuelle Deval-Meinungsmonitor gezeigt 
hätte, und sich dies unter anderem in einer hohen Spendenbereitschaft zeige. 

Als konkreter politischer Ansatz wurde „Debt2Health“ diskutiert. Schuldenerlasse zugunsten 
der Gesundheitsfinanzierung könnten zusätzliche Mittel für den Aufbau und die Stärkung von 
Gesundheitsstrukturen mobilisieren.. Von Seiten der Zivilgesellschaft wurde allerdings darauf 
hingewiesen, dass dies nur einen begrenzten Beitrag leisten könne und die grundlegenden 
strukturellen Probleme damit nicht gelöst würden. Gleichzeitig seien die Systeme sehr komplex 
und müssten so gestaltet werden, dass auch ein niedrigschwelliger Zugang zu 
Gesundheitsdienstleistungen gewährleistet werde. Eine weitere Herausforderung bestehe 
darin, dass in Ländern mit undemokratischen Regierungen die Frage geklärt werden müsse, wie 
internationale Mittel tatsächlich bei den Menschen ankommen können. Deshalb müsse 
Entwicklungszusammenarbeit auch flexibler gestaltet werden. 

Besonders eindringlich wurde vor den langfristigen Folgen der aktuellen Kürzungen gewarnt. 
Durch den Rückzug internationaler Finanzierung drohe nicht nur der Wegfall einzelner Projekte, 
sondern die Zerschlagung multilateraler Strukturen und lokaler Communities, die über Jahre 
hinweg aufgebaut worden seien und wesentlich dazu beitrügen, dass Gesundheitssysteme 
funktionieren. Solche Strukturen nach einem Zusammenbruch wieder aufzubauen, sei 
wesentlich schwieriger und langwieriger als ihre Aufrechterhaltung. Die politische 
Zusammenarbeit über Fraktionsgrenzen hinweg wurde daher als wichtiges Element 
hervorgehoben. 

Auch die internationale politische Lage wurde angesprochen. Angesichts der Krisen und 
Konflikte unter anderem im Gazastreifen, in der Ukraine und im Südsudan sei politischer Druck 
notwendig. Die hohen Opferzahlen beträfen in besonderem Maße auch Kinder und stünden in 
einem Spannungsverhältnis zu den Verpflichtungen aus der UN-Kinderrechtskonvention. 
Zugleich wurde auf die Bedeutung multilateraler Instrumente wie des Globalen Fonds und der 
Impfallianz Gavi verwiesen. Der Globale Fonds hat bereits rund 72 Millionen Menschenleben 
gerettet; durch Impfprogramme könnten vermeidbare Todesfälle verhindert werden. Diese 
Erfolge dürften nicht durch kurzfristige Finanzierungsentscheidungen gefährdet werden. 
Deutschland sei dabei ein bedeutendes Geberland. 

https://www.theglobalfund.org/media/qm5fzsyr/core_2026-results_report_en.pdf
https://www.theglobalfund.org/media/qm5fzsyr/core_2026-results_report_en.pdf
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In der Diskussion über den Bundeshaushalt wurde zudem das Ungleichgewicht zwischen 
steigenden Ausgaben für Verteidigung und sinkenden Mitteln für humanitäre Hilfe und 
Entwicklungszusammenarbeit thematisiert. Damit verbinde sich die grundsätzliche Frage nach 
den politischen Prioritäten Deutschlands und dem Stellenwert globaler Gerechtigkeit und 
Gesundheit. Zugleich wurde berichtet, dass auch die zuständige Ministerin mit dem 
vorliegenden Haushaltsentwurf nicht zufrieden sei. Die Kürzungen bei den 
Verpflichtungsermächtigungen seien der Ministerin demnach nicht leichtgefallen. Katharina 
Fichtenau (Wissenschaftliche Mitarbeiterin im Büro Jamila Schäfer) verwies auf laufende 
Gespräche mit dem BMZ und dem Auswärtigen Amt und darauf, dass über die 
Bereichsausnahme möglicherweise noch Bewegung erreicht werden könne.  

Als politische Strategie wurde mehrfach eine gemeinsame, fraktionsübergreifende Initiative 
angeregt. Ulle Schauws sprach sich für eine solche Initiative und für eine grundsätzliche 
Richtungsänderung aus. Konkret müsse geklärt werden, welche Veränderungen im Haushalt 
noch möglich seien und wo nachjustiert werden könne. Gleichzeitig müsse die kurzfristige 
Haushaltsdebatte mit der längerfristigen Frage verbunden werden, wie 
Entwicklungszusammenarbeit und globale Gesundheitsversorgung grundsätzlich 
weiterentwickelt werden können. Der Parlamentskreis Globale Gesundheit wurde in diesem 
Zusammenhang als möglicher Ort für weitere politische Zusammenarbeit genannt. 

Mit Blick auf die politische Kommunikation wurde außerdem die Bedeutung einer 
gemeinsamen Sprache und klarer Narrative hervorgehoben. Ulle Schauws verwies auf einen 
möglichen „Kipppunkt“ in der öffentlichen Debatte und darauf, dass Argumente gegen 
Entwicklungszusammenarbeit, etwa am Beispiel von Radwegen in Peru, kommunikativ 
aufgegriffen werden müssten. Entscheidend sei, Fakten konsequent beim Namen zu nennen 
und die konkreten Auswirkungen internationaler Zusammenarbeit sichtbar zu machen. Für das 
Thema globale Kindergesundheit bedeute dies, stärker mit konkreten Fakten und 
nachvollziehbaren Geschichten zu arbeiten. Botschaften müssten über unterschiedliche 
Akteure hinweg möglichst einheitlich verbreitet werden. Dafür sei es sinnvoll, sich auf zentrale 
Narrative und Formulierungen zu verständigen. 

Zum Abschluss wurde dazu aufgerufen, trotz der schwierigen politischen Rahmenbedingungen 
die Hoffnung nicht zu verlieren, für die gemeinsame Sache einzustehen und politische 
Kontakte aktiv zu nutzen und zu pflegen. Gerade angesichts personeller Veränderungen, etwa 
Jens Spahns neue Rolle als Berichterstatter für Einzelplan 23, sollten Gespräche gesucht und 
bestehende Offenheit genutzt werden. Auch die Zusammenarbeit mit Abgeordneten wie 
Sascha van Beek wurde als konstruktiv hervorgehoben. Insgesamt wurde deutlich, dass die 
aktuelle Situation zwar von erheblichen finanziellen und politischen Herausforderungen 
geprägt ist, zugleich aber Ansatzpunkte für gemeinsame parlamentarische Initiativen und eine 
stärkere politische Positionierung zur globalen Kindergesundheit bestehen. 


